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USA warnen vor Ultimatum
Berlin-Frage rückt in den Vordergrund — Harte Fronten in Gen!

westlichen Friedensplanes 
Couve de Murville: „Wenn man 
aus einem derartigen Vorschlag 
bestimmte Teile, mit denen man 
zufrieden ist, herausnimmt und 
das übrige kategorisch ablehnt* 
wendet man vielleicht eine Me­
thode des Kuhhandels an. Aber 
das ist keine Methode, der wir 
uns anschließen können.“

Couve de Murville kam im 
Zusammenhang mit dem sowje­
tischen Entwurf auch auf die

Genf (ap/dpa/upi). Die Berlin-Frage hat sich in den Ge­
sprächen außerhalb des Genfer Konferenzsaales in den Vorder­
grund geschoben. Der amerikanische Außenminister Herter 
warnte seinen sowjetischen Kollegen Gromyko mit allem Nach­
druck vor neuen ultimativen Forderungen in der Berlin-Frage. 
Er teilte ihm mit, daß die USA eine sowjetische Drohung, vor 
einer Gipfelkonferenz den Status von Berlin zu ändern, ebenso 
als unzulässigen Druck empfinden würden wie die Ankündigung 
eines Separat-Friedensvertrages mit der Sowjetzone. In diesem 
Falle würde Präsident Eisenhower die Teilnahme an einer 
Gipfelkonferenz ablehnen.

Nach Auskunft von westlichen 
Diplomaten trägt man sich in 
den westlichen Delegationen 
mit dem Gedanken einer Über­
gangslösung für Berlin, die so­
lange den Status quo in Berlin 
erhalten soll, bis eine end­
gültige Lösung gefunden ist.
Dabei wurde betont, in keinem 
Falle könne von einem Auf­
schnüren des westlichen Vor- 
schlags-„Paketes“ die Bede sein.
Es handele sich vielmehr ledig­
lich darum, für einen Notstand 
zunächst eine Notlösung zu 
finden.’

Die bisher schärfste Stellung­
nahme des Westens gab der 
französische Außenminister 
Couve de Murville ab. Er be­
stand mit Nachdruck auf der 
Beihenfolge Wiedervereinigung 
und anschließender Friedens­
vertrag und lehnte es entschie­
den ab, den „Paket“-Plan des 
Westens in seine Einzelteile zu 
zerlegen. Er erinnerte den so­
wjetischen Außenminister dar­
an, daß auch die Sowjetunion 
eine Annahme ihrer Vorschläge 
— Friedensvertrag und Erklä­
rung Westberlins zur Freien 
Stadt — im ganzen gefordert 
habe und fügte ironisch hinzu:
„Wenn man mit der Sowjet­
union diskutiert, wird man dort 
gestraft, wo man nachgegeben 
hat.“

Frage - der künftigen Grenzen 
Deutschlands zu sprechen. Er 
wies darauf hin, daß es im 
Westen, aber auch gegenüber 
der Tschechoslowakei, keine 
offenen Grenzfragen mehr gebe. 
Nicht gelöst sei nur die Frage 
der deutschen Ostgrenze. Hier 
sei der Westen der Ansicht, 
daß Entscheidungen endgülti­
gen Charakters nur nach der 
Wiedervereinigung getroffen 
werden könnten. Der Außen­
minister schloß: „Die brutale 
Offenheit, mit der Herr Gro­
myko den Plan der drei Mächte 
behandelt hat, hat mich ver­
anlaßt, meine eigenen Gedan­
ken über den sowjetischen Ent­
wurf sehr klar darzulegen. Ich 
glaube, es wäre im Augenblick 
besser, aus diesen beiden Dar­
legungen noch keine Schluß­
folgerungen zu ziehen.“

Bonn soll aktiver werden
Amrehn: Auiklärungsaibeit in Nahost dringend notwendig

„Brutale Offenheit“
Zu dem sowjetischen Inter­

esse an einigen Punkten des

Berlin (Eigenbericht). Bürger­
meister Amrehn wird dem Aus­
wärtigen Amt in Bonn auf 
Grund seiner Eindrücke im 
Nahen Osten vorschlagen, die 
politische Aufklärungsarbeit be­
sonders in der arabischen Welt 
zu verstärken. Dies sei um so 
notwendiger, sagte Amrehn vor 
der Berliner Pressekonferenz, 
da die Sowjetzone in diesen 
Ländern einen großen Propa­
gandastab unterhalte, der ein 
kommunistisches Bild von 
Deutschland vermittle.

Nseh Ansicht Amrehns besteht 
in allen arabischen Ländern ein 
„echtes Gefühl der Freundschaft 
gegenüber Deutschland“. Für 
Berlin und das deutsche An­
liegen — Einheit, Freiheit und 
Selbstbestimmung — habe man 
großes Verständnis.; So sei ihm

vom jordanischen Außenmini­
ster versichert worden, Jorda­
nien werde Westberlin voll un­
terstützen, falls das Berlin-Pro­
blem vor die UNO komme. In 
seinem' Gespräch mit Nasser 
habe er feststellen können, daß 
der Präsident der Vereinigten 
Arabischen Bepublik über die 
gegenwärtige Situation Deutsch­
lands ausgezeichnet informiert 
sei. Nasser habe nicht nur Ver­
ständnis für den deutschen 
Wunsch nach Wiedervereinigung 
gezeigt, sondern die deutsche 
Spaltung ausdrücklich als „wi­
dernatürlich“ bezeichnet.

Unterschiedliche Meinungen 
sind dagegen nach dem Bericht 
Amrehns bei verschiedenen ara­
bischen Politikern über die 
Frage vorhanden, wie Deutsch­
land wieder zu vereinigen sei.
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Neue Wege
J .  B. G. Die Pfingsttage gaben 

der Außenministerkonferenz 
eine kurze Pause und damit den 
Delegationen eine sicher -will­
kommene Gelegenheit, die geg­
nerischen und die eigenen Ver­
handlungslinien zu prüfen. Die 
sowjetische Ausgangsposition 
hat sich in der Sache nicht ge­
ändert, Gromyko hat nur den 
sowjetischen Friedensvertrags­
entwurf vom Januar auf den 
Konferenztisch gelegt. Um so 
mehr werden sich die sowje­
tischen Politiker in Moskau 
und Genf intern mit der neuen 
Ausgangsposition des Westens, 
mit seinem Friedensplan be­
fassen.

Die Einzelheiten des westli­
chen Planes sind unvermeidlich 
kompliziert und Anlaß zu vielen 
Fragen und Überlegungen. Das 
wird sich insbesondere dann 
zeigen, wenn der Plan Gegen­
stand ernster Verhandlungen 
zwischen den vier Mächten wer­
den sollte. Bei der Beurteilung 
des Planes kommt es zunächst 
nicht so sehr auf die Einzelhei­
ten und ihre Verflechtung an, 
sondern auf die Grundzüge. Die 
entscheidende Frage ist, ob der 
Plan die Möglichkeiten in sich 
hat, die Gegensätze der beiden 
Seiten zu überbrücken und ne­
ben den Interessen der Urheber 
des Planes auch jene sowjeti­
schen Gesichtspunkte zu be­
rücksichtigen, die bei vernünf­
tiger Betrachtung Respekt ver­
langen können.

Prüft man den Plan von die­
sem Standpunkt aus, dann kann 
man feststellen, daß der Westen 
seine frühere Haltung in man­
nigfacher Weise geändert hat. 
Die Änderungen konnten nach 
den Diskussionen der letzten 
Monate bereits erwartet wer­
den. Aber während sie bisher 
eben nur Erwartungen waren, 
sind sie jetzt durch die Vorlage 
des Planes ein Bestandteil der 
offiziellen Politik geworden. Un­
berührt von den Änderungen 
sind — wenn man das selbst­
verständliche Beharren auf Ber­
lin beiseite läßt — eigentlich 
nur zwei Grundthesen der west­
lichen Politik. Einmal, daß eine 
dauerhafte Regelung der deut­
schen und europäischen Fragen 
nur auf der Basis deutscher

Einheit, nicht auf der Grund­
lage „zweier deutscher Staaten44 
gefunden werden kann. Zum 
anderen, daß dem ganzen deut­
schen Volk das Recht der 
Selbstbestimmung zurückgege­
ben werden muß.

Sollte der Osten in den kom­
menden Verhandlungen den di­
rekten oder indirekten Verzicht 
auch nur auf eine dieser beiden 
Positionen verlangen, dann wird 
kein Weg zur Entspannung zu 
finden sein. Wird der Osten 
hingegen wenigstens in diesen 
beiden Grundforderungen auf 
Selbstbestimmung und Einheit 
seinen Widerstand aufgeben, 
dann bietet der westliche Plan 
durch die Änderungen der west­
lichen Haltung eine ganze An­
zahl konstruktiver Elemente für 
eine dauerhafte Regelung in 
Europa, die — wie es Herter 
ausdrückte — keiner Seite un­
tragbare Zugeständnisse zu­
mutet. Solche Elemente sind:

1. Die Aufgliederung des W i­
dervereinigungsvorganges in 
einen Entwicklungsprozeß. Die 
legitime Forderung, an den An­
fang freie Wahlen zu setzen, ist 
ersetzt durch einen abgestuften 
Verlauf, in dem erst in einem 
späteren Stadium die Wahlen 
zur verfassunggebenden Ver­
sammlung und gesamtdeutschen 
Regierung vorgesehen sind. Der 
Sowjetunion wird nicht das Ri­
siko einer plötzlichen, unregu­
lierten, quasi revolutionären 
Veränderung in ihrem mittel­
deutschen Besatzungsbereich zu­
gemutet.

2. Die Betrachtung der soge­
nannten „Errungenschaften“ als 
besonderes Problem. Wie in 
dem Punkt der freien Wahlen 
hat sich der Westen auch hin­
sichtlich der ganz anderen Ent­
wicklung der Sozialstruktur zu 
einer realistischen Haltung ent­
schlossen. Natürlich wird auch 
hier das Recht des deutschen 
Volkes festgehalten, selber über 
die endgültige Sozial- und Wirt­
schaftsordnung Gesamtdeutsch­
lands zu bestimmen. Aber der 
amerikanische Außenminister 
hat ausdrücklich die westliche 
Bereitschaft betont, das Anpas­
sungsproblem zu diskutieren, 
mit der Feststellung: die drei 
Mächte erkennen freimütig an, 
daß die Verschiedenheit der so­
zialen Entwicklung in den bei­
den Teilen Deutschlands ein 
wichtiges Problem darstellt.

3. Die Beauftragung beider

Teile Deutschlands, so wie sie 
jetzt sind, mit der Vorberei­
tung der Wiedervereinigung. 
Will man die deutsche Einheit 
nicht einem absoluten Vetorecht 
Ulbrichts ausliefern, dann kann 
die Viermächteverantwortung 
nicht auf gegeben werden. Mit 
der vorgeschlagenen „gesamt­
deutschen Kommission“, die
überdies durch Benennung, 
nicht durch Wahlen gebildet 
werden und in der die Zonen­
vertretung durch ein qualifi­
ziertes Stimmverhältnis ge­
schützt sein soll, wird aber der 
sowjetischen Ausweichthese, 
„die Wiedervereinigung sei
Sache der Deutschen44, Rech­
nung getragen.

4. Die betonte Anerkennung 
der Tatsache, daß die Wieder­
vereinigung neue militärische 
Ordnungen unter dem Gesichts­
punkt der Sicherheit notwendig 
macht. In der Rede des ameri­
kanischen Außenministers ist 
das Problem der europäischen 
Sicherheit unmittelbar in Ver­
bindung mit der Feststellung 
angesprochen, daß „der Wieder­
aufbau eines vereinigten deut­
schen Staates mit 70 Millionen 
Einwohnern im Herzen Europas 
ohne Frage ein äußerst wichti­
ger neuer Faktor mit weitrei­
chenden Folgen sein wird44. Der 
Friedensplan sieht entsprechend 
ein ganzes System von Ab- 
rüstungs- und Kontrollmaß- 
nahmen, Nichtangriffserklärun­
gen und Garantien vor. Der 
Delegationsführer der Bundes­
regierung hat die Bereitschaft 
zur 'Lösung der Abrüstungs­
und Sicherheitsaufgaben beson­
ders unterstrichen.

Nimmt man diese Elemente 
der westlichen Ausgangslinie in 
ihrer Gesamtheit, so ist die un­
eingeschränkte Behauptung be­
rechtigt, daß der westliche Plan 
konstruktiv ist. Er bietet eine 
Basis für die Verständigung 
über die deutsche Frage, sofern 
die Sowjetunion überhaupt die 
Wiedervereinigung will. Der 
Plan enthält Anschlußstücke für 
politische Wege. Ob sie gebaut 
und begangen werden können, 
hängt vom Osten ab. Seine 
wirkliche Reaktion wird nicht 
in den Erklärungen der ersten 
Stunde zu suchen sein, sondern 
im Verhalten während des wei­
teren Verlaufs der Außenmini­
sterkonferenz und späterer Ver­
handlungen.-
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Kegel vor leeren Stühlen
Wirkungsvolle Abwehr sowjetzonaler Propaganda — Genfer Erfolg für den Westen

Genf (Eigenbericht). Nur dreierlei hält die Hoffnung aufrecht: 
daß jetzt die Phase konkreter Verhandlung beginnen kann. 
Die Überzeugung, daß auch Chruschtschow eine Gipfelkonfe­
renz will, daß Gromyko eine Prüfung des westlichen Paketes 
zusagte und die Andeutung, daß man auf beiden Seiten Aus- 
weichvorschläge im Ärmel stecken hat.

Die Tatsache, daß die Russen 
einen ersten Tiefschlag mach­
ten, indem sie die Gromyko- 
Rede vor Ende der Sitzung ver­
öffentlichten, ist ein weiterer Be­
weis, daß die Sowjetunion wei­
terhin auf dem Klavier der öf­
fentlichen Meinung spielen will« 
In den ersten Tagen der ersten 
Genfer Woche hatten die West­
mächte etwas allzu vornehm 
darauf verzichtet. Die östlichen 
Reden und Stellungnahmen wa­
ren den Vertretern von 1500 
Blättern und Rundfunkstatio­
nen immer sofort verfügbar, die 
des Westens kamen oft erst 
mehrere Stunden hinterher — 
oft zu spät. Gestern aber war 
man schneller. Der Versuch 
Gromykos, die Wochenendaus­
gabe der Weltpresse mit seinen 
seitenlangen Schilderungen der 
„revanchelustigen“ Bundesrepu­
blik zu bepflastern, schlug fehl, 
da sofort die Erklärung Selwyn 
Bloyds auf dem Tisch lag, daß 
der Westen seine eigene Mei­
nung über die Schuldfrage an 
der internationalen Spannung 
habe, und niemand die Angriffe 
auf die Bundesrepublik hin­
nehme.

Auch die Delegation der Bun­
desrepublik ist endlich aus ihrer 
Reserve hervorgekommen und 
ließ eine Liste der Beschimp­
fungen der ostzonalen Presse 
gegen Bonn verlesen, ferner 
eine Erklärung über den Sinn 
der Begriffe wie „demokratisch, 
fortschrittlich, friedliebend“ für 
die kommunistische Dialektik. 
Hunderte von Korrespondenten 
erfuhren zum ersten Male, daß 
schönklingende Worte wie Kon­
föderation nichts anderes be­
deuten als den Versuch, auch 
aus Westdeutschland einen Sa­
tellitenstaat zu machen und das 
Übergewicht des Ostens end­
gültig zu stabilisieren. Ein­
druck macht auch die von west­
licher Seite verbreitete Zusam­
menstellung von Konzessionen, 
die der Westen durch Zulassung 
eines gemischten ost-westdeut­
schen Ausschusses und durch

Verschiebung der Wiederver­
einigung machen will.

Soweit Genf einen Querschnitt 
durch die öffentliche Meinung 
bieten kann, hat die erste 
Woche einen Punktsieg des 
Westens gebracht: die anfäng­
lichen Illusionen der Zone, aus 
ihrer Anwesenheit neben dem 
Tisch eine Anerkennung kon­
struieren zu können, sind de­
montiert. Die Überzeugung, daß 
eine weitere Teilung eine wirk­
liche Gefahr für den Frieden 
bedeutet, hat sich durchgesetzt., 
Man hört auch in Privatgesprä­
chen nicht mehr viel von dem

Argument, daß man doch deh 
Zustand zweier deutscher Staa  ̂
ten hinnehmen solle. Die Kû - 
lissen der Genfer Konferenz 
sind zu einer Art Fortbildungs-. 
kursus für die in mitteleuropä­
ischen und deutschen Fragen 
nicht bewanderte Weltmeinung 
geworden.

Auch die Berliner Frage pro­
fitiert davon. Die dünne Wand, 
die allabendlich die Pressekon­
ferenz von Eckardts und des 
ostzonalen Sprechers Kegel 
trennt, ist die Grenze zwischen 
zwei Welten. Zuerst gab es viele 
Neugierige im ostzonalen Saal, 
gestern mußte man das Personal 
der ostzonalen Vertretung, an­
geblich bis zu den Chauffeuren, 
herbeiholen, um ganze 32 An­
wesende zusammenzubekommen. 
Der westdeutsche Saal ist nach 
wie vor zum Brechen voll*

Dibelius gespräcSb e re it
Aber die tob Pankow gestellten Bedingungen weist er zurück

Berlin (dpa). Seine Bereitschaft zu neuen Gesprächen mit der 
Sowjetzonen-Regierung bekundete in einem Rundfunkgespräch 
der evangelische Bischof von Berlin, D. Dr. Dibelius. „Ich bin 
zu jedem Gespräch bereit und knüpfe daran keine Bedingun­
gen“, sagte der Bischof, der am 15. Mai dieses Jahres seinen
79. Geburtstag beging.
Mit Nachdruck wies Dibelius 

die von sowjetzonaler Seite er­
hobene Forderung zurück, er 
solle als Voraussetzung für Ver­
handlungen mit der Sowjet- 
zonen-Regierung den Vertrag 
über die Militärseelsorge in.der 
Bundeswehr anullieren. Er 
könne diesen von den legiti­
men Organen der Kirche be­
schlossenen Vertrag nicht auf- 
heben und denke nicht daran, 
es zu tun. „Wenn dieser Ver­
trag nicht existierte, dann müß­
ten wir schleunigst versuchen, 
solchen Vertrag zu schließen, 
denn wir können und wollen es 
nicht verantworten, daß Tau­
sende von Mitgliedern unseres 
Volkes keine Möglichkeit haben, 
der Seelsorge und Verkündigung 
des Evangeliums teilhaftig zu 
werden.“ In diesem Zusammen­
hang sprach der Bischof erneut 
sein Bedauern darüber aus, daß 
die Sowjetzonen-Regierung sei­
nerzeit den Abschluß eines ent­
sprechenden Vertrages für die

Streitkräfte der DDR in schroff­
ster Form abgelehnt habe.

Auf die Verhandlungen zwi­
schen Vertretern der -evangeli­
schen Kirche und der Sowjet- 
zonen-Regierung im Sommer 
vergangenen Jahres eingehend, 
sagte Dibelius, es seien da­
nach zwar geringfügige Besse­
rungen eingetreten; aber im 
großen und ganzen könne er 
sagen: „Herausgekommen ist
bei all diesen Besprechungen 
nicht soviel, wie unter den 
Fingernagel geht.“ Alle wirk­
lichen Anliegen der Kirche seien 
bis heute unbereinigt.

Das zeitliche Zusammentref­
fen seines jüngsten Briefes an 
Sowjetzonen-Ministerpräsident 

Grotewohl mit der Genfer Kon­
ferenz habe, so betonte der Bi­
schof, „weiß Gott nichts zu be­
deuten“. Es hieße im übrigen, 
die Bedeutung dieses Schreibens 
überschätzen, wenn man meinte, 
daß damit das Ergebnis großer 
staatspolitischer Verhandlungen 
beeinflußt werden könnte.
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Der westliche Friedensplan
Den von den Westmächten auf der Genfer Konferenz unter­

breiteten „Friedensplan“ geben wir in dem nachfolgenden Text 
wieder. Der Plan trägt die Bezeichnung: „Grundzüge eines 
Stufenplanes für die deutsche Wiedervereinigung, die euro­
päische Sicherheit und eine deutsche Friedensregelung.“

S T U F E  I
X. Die vier Mächte würden 

geeignete Vorkehrungen für 
Konsultationen unter den Par­
teien treffen, um die Durchfüh­
rung des Abkommens zu über­
wachen und etwaige vor dem 
Abschluß einer Friedensrege­
lung mit einem wiedervereinig­
ten Deutschland auftretende 
Streitigkeiten beizulegen.

2. Hinsichtlich Berlins würden 
die vier Mächte folgendes ver­
einbaren :

a) Berlin ist eine einheitliche 
Stadt und gehört ganz Deutsch­
land. Ost- und Westberlin soll­
ten deshalb durch freie Wahlen 
vereinigt werden, die unter 
Viermächte- oder UNO-Über- 
wachung abzuhalten wären. Ein 
frei gewählter Rat für ganz 
Berlin würde bis zur Verwirk­
lichung der deutschen Wieder­
vereinigung und als ein erster 
Schritt auf diesem Weg gebil­
det werden. Auf diese Weise 
würde Berlin als künftige 
Hauptstadt einem wiederver­
einigten Deutschland Vorbehal­
ten werden.

b) Vorbehaltlich der obersten 
Weisungsbefugnis der vier 
Mächte (mit einem Abstim­
mungsverfahren, wie es von den 
alliierten Behörden in Wien an­
genommen wurde) würde der 
frei gewählte Berliner Rat die 
Stadt nach eigenem Ermessen 
verwalten können.

c) Die Freiheit und Unver­
letzlichkeit der wiedervereinig­
ten Stadt Berlin und der Zu­
gang dorthin würden von den 
vier Mächten garantiert, die 
auch weiterhin das Recht hät­
ten, wie im gegenwärtigen Zeit­
punkt Streitkräfte in Berlin zu 
stationieren.

d) Die vier Mächte würden 
die erforderlichen Schritte un­
ternehmen, um während der 
ersten und zweiten Stufe des 
Stufenplanes die in Buchstabe
a) bis c) beschriebenen Maß­
nahmen auszuführen.

3. In einer gemeinsamen Er­
klärung, welcher beizutreten

sie andere europäische Staaten 
einladen würden, würden die 
yier Mächte sich verpflichten,

a) jede internationale Strei­
tigkeit mit einer anderen Par­
tei, in die sie verwickelt wer­
den, durch friedliche Mittel bei­
zulegen ;

b) sich jeder Gewaltanwen­
dung zu enthalten, die mit den 
Zielen der Charta der Vereinten 
Kationen unvereinbar ist;

c) einem Angreifer militäri­
sche und wirtschaftliche Unter­
stützung zu verweigern.

4. Um die Lösung der politi­
schen Probleme und die Ver­
besserung der internationalen 
Beziehungen weiter zu , erleich­
tern, würden die vier Mächte 
vor einem geeigneten Forum 
Beratungen über mögliche, in 
Stufen gegliederte und kontrol­
lierte, umfassende Abrüstungs­
maßnahmen einleiten.

5. Sie würden für Beratungen 
Sorge tragen, um Verfahren für 
einen Informationsaustausch 
auf Stufe I I  über militärische 
Kräfte in vereinbarten Gebieten 
Europas auszuarbeiten.

S T U F E  I I
6. Im Hinblick auf die viel­

schichtigen Probleme, die sich 
im Zusammenhang mit der Wie­
dervereinigung ergeben, würde 
eine Übergangszeit vereinbart 
werden. Die vier Mächte wür­
den einen gemischten deutschen 
Ausschuß einsetzen.

7. Der gemischte Ausschuß 
würde aus 25 Mitgliedern aus 
der Bundesrepublik Deutsch­
land und 10 Mitgliedern aus 
der sogenannten Deutschen De­
mokratischen Republik beste­
hen. Diese Mitglieder würden 
einerseits von der Bundesregie­
rung und andererseits von den 
Behörden der sogenannten 
Deutschen Demokratischen Re­
publik bestellt werden.

8. Der gemischte Ausschuß 
würde seine Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von drei Vier­
tel der Stimmen fassen.

9. Der gemischte Ausschuß

■würde beauftragt werden, Vor­
schläge zu formulieren

a) um die technischen Kon­
takte zwischen den beiden Tei­
len Deutschlands zu koordinie­
ren und zu erweitern;

b) um die Freizügigkeit von 
Personen, Ideen und Veröffent­
lichungen zwischen beiden Tei­
len Deutschlands sicherzustellen;

c) um die Menschenrechte in 
beiden Teilen Deutschlands 
sicherzustellen und zu gewähr­
leisten;

d) für einen Gesetzentwurf, 
der allgemeine, freie und ge­
heime Wahlen unter unabhän­
giger Kontrolle vorsieht.

10. Der gemischte Ausschuß 
würde alle gemäß Absatz 9 
Buchstaben a) bis c) einschließ­
lich von ihm gemachten Vor­
schläge den zuständigen Behör­
den in beiden Teilen Deutsch­
lands übermitteln. Wird gegen 
derartige Vorschläge keine Ein­
wendung erhoben, so sollten sie 
in beiden Teilen Deutschlands 
in geeigneter Form durchge­
führt werden.

11. a) Jeder gemäß Absatz 9 
(d) vereinbarte Vorschlag für 
ein Wahlgesetz würde in beiden 
Teilen Deutschlands zum Volks­
entscheid gestellt werden.

b) Hat der Ausschuß binnen 
einem Jahr keinen solchen Ge­
setzentwurf formuliert, so for­
mulieren die Mitgliedergruppe 
aus der Bundesrepublik einer­
seits und die Mitgliedergruppe 
aus der sogenannten Deutschen 
Demokratischen Republik ande­
rerseits mit der Mehrheit ihrer 
Mitglieder je einen Gesetzent­
wurf. Diese beiden Gesetzent­
würfe werden sodann als Alter­
nativen zum Volksentscheid ge­
stellt. Für jeden Gesetzentwurf 
umfaßt das Abstimmungsgebiet 
beide Teile Deutschlands.

c) Entfällt auf einen Vor­
schlag für ein Wahlgesetz die 
Mehrheit der gültigen Stimmen 
in jedem der beiden Teile 
Deutschlands, so erhält er Ge­
setzeskraft und gilt unmittelbar 
im gesamten Abstimmungsge- 
gebiet.

d) Die vier Mächte würden im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung 
der Vereinbarung die zuständi­
gen deutschen Behörden aus­
drücklich ermächtigen, ein so
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angenommenes Wahlgesetz zu 
verkünden.

e) Die vier Mächte würden ein 
Statut zur Kontrolle des Volks-! 
entscheides beschließen*

13. Es würde ein Informa­
tionsaustausch über militärische 
Streitkräfte in den im vor­
stehenden Absatz 5 genannten 
Gebieten stattfinden.

14. Die vier Mächte würden 
ihre Streitkräfte auf verein­
barte Höchstzahlen begrenzen 
oder herabsetzen: z. B. Ver­
einigte Staaten: 2 500 000, So­
wjetunion: 2 500 000. Während 
desselben Zeitabschnitts würden 
diese Staaten festgesetzte Men­
gen bestimmter Waffenarten, 
die zu vereinbaren und in An­
lagen zu dieser Vereinbarung 
aufzunehmen wären, unter der 
Überwachung einer internatio­
nalen Kontrollorganisation in­
nerhalb ihres Hoheitsgebietes 
in Magazinen einlagern.

15. Die vier Mächte würden 
bereit sein, über eine ■weitere 
Begrenzung ihrer Streitkräfte 
und Rüstungen mit Wirkung 
für Stufe I I I  zu verhandeln, 
und zwar vorbehaltlich

a) der Nachprüfung, daß die 
Bestimmungen des Absatzes 13 
eingehalten worden sind:

b) der Zustimmung anderer 
wesentlicher Staaten zur An­
nahme von Begrenzungen ihrer 
Streitkräfte und Rüstungen, die 
im Verhältnis zur Begrenzung 
der Streitkräfte und Rüstungen 
der vier Mächte festzusetzen 
wären;;

c) der Errichtung eines In- 
spektions- und Kontrollsystems 
zur Nachprüfung der Einhal­
tung aller vereinbarten Sicher­
heitsmaßnahmen,

16. Es könnten Inspektions­
und Beobachtungsmaßnahmen 
gegen Überraschungsangriffe 
unter Zuhilfenahme technischer 
Vorrichtungen, wie sich über­
schneidender Radarsysteme, in 
von den vier Mächten und son­
stigen beteiligten Staaten ge­
gebenenfalls zu vereinbarenden 
geographischen Gebieten in 
allen Teilen der Welt getroffen 
werden.

17. Da die Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1954 auf 
die Herstellung von chemischen,

12. Haben binnen 30 Monaten 
nach Unterzeichnung der Ver- 
einbarung gesamtdeutsche Wah­
len nicht stattgefunden, so wür­
den die vier Mächte bestimmen,: 
was mit dem Ausschuß ge­
schehen soll,

biologischen und Kernwaffen 
verzichtete, würden die vier 
Mächte geeignete Vereinbarun­
gen treffen, um sicherzustellen, 
daß ähnliche Verzdchtmaßnah- 
men auch im Restteil Deutsch­
lands und in anderen östlichen 
Ländern Europas erfolgen.

18. Es würden Inspektions­
systeme ausgearbeitet werden, 
um die Einhaltung der für 
Stufe I I I  vorgesehenen ein­
schlägigen Sicherheitsmaßnah­
men zu gewährleisten.

S T U F E  I I I
19. Spätestens zweieinhalb 

Jahre nach Unterzeichnung der 
Vereinbarung würden Wahlen 
für eine Gesamtdeutsche Ver­
sammlung in beiden Teilen 
Deutschlands nach Maßgabe des 
Wahlgesetzes abgehalten wer­
den, das vom gemischten Aus­
schuß entworfen, von den vier 
Mächten genehmigt und vom 
deutschen Volk durch einen 
Volksentscheid (im Einklang 
mit den Bestimmungen für 
Stufe II), angenommen wird.

20. Die Wahlen würden von 
einer Überwachungskommission 
und überwachungsgruppen in 
ganz Deutschland überwacht 
werden. Die Kommission und 
die Gruppen würden sich zu­
sammensetzen aus entweder (a) 
Personal der Vereinten Natio­
nen und Vertretern beider Teile 
Deutschlands oder (b) Vertre­
tern der vier Mächte und Ver­
tretern beider Teile Deutsch­
lands.

21. Die Gesamtdeutsche Ver­
sammlung würde mit der Aus­
arbeitung einer Gesamtdeut­
schen Verfassung beauftragt 
werden. Sie würde diejenigen 
Befugnisse ausüben, die zur 
Errichtung und Sicherung eines 
freiheitlichen, demokratischen 
und föderativen Systems er­
forderlich sind.

22. Sobald eine Gesamtdeut­
sche Regierung auf der Grund­
lage der vorerwähnten Verfas­
sung gebildet worden ist, 
würde sie die Regierungen der

Bundesrepublik und der söa 
genannten Deutschen Demokra­
tischen Republik ersetzen und 
hätte

a) volle Entscheidungsfreiheit 
bezüglich innerer und äußerer, 
Angelegenheiten, vorbehaltlich 
der Rechte, welche die vier 
Mächte nach Maßgabe des Ab- 
satzes 23 behalten,

b) die Verantwortung so bald 
wie möglich nach ihrer Errich­
tung Verhandlungen über einen 
Gesamtdeutschen Friedensver­
trag aufzunehmen,

23. Bis zur Unterzeichnung 
eines Friedensvertrages mit 
einer auf Grund der gesamt­
deutschen Verfassung gebil­
deten gesamtdeutschen Regie­
rung würden die vier Mächte 
nur diejenigen ihrer Rechte 
und Verantwortlichkeiten bei­
behalten, die sich auf Berlin 
und Westdeutschland als Gan­
zes einschließlich der Wieder­
vereinigung und einer Frie­
densregelung sowie auf die 
Stationierung von Streitkräften 
in Deutschland in der gegen­
wärtig geübten Form und auf 
den Schutz der Sicherheit die­
ser Streitkräfte beziehen,

24. Die Durchführung der fol­
genden Sicherheitsbestimmun­
gen würde von der Errichtung 
wirksamer Kontroll- und In­
spektionssysteme zwecks Siche­
rung der Nachprüfung sowie 
gegebenenfalls von der Zustim­
mung der gesamtdeutschen Re­
gierung zu den auf Stufe I I I  
notwendigen Sicherheitsmaß­
nahmen abhängen.

25. Im Zeitpunkt der Errich­
tung einer gesamtdeutschen 
Regierung würden sich die vier 
Mächte sowie die anderen un­
mittelbar beteiligten Staaten 
dahingehend einigen, daß in 
einer Zone, die zu beiden Seiten 
einer gemeinsam festzulegenden 
Linie Gebiete . vergleichbarer 
Größe und Tiefe sowie Be­
deutung umfaßt, vereinbarte 
Höchststärken für einheimische 
und nichteinheimische Streit- 
kräfte in Kraft gesetzt würden.

26. Nach Abschluß des Frie­
densvertrages würde keine Par­
tei Streitkräfte in einem in 
diesem Bereich gelegenen Staate 
ohne dessen Zustimmung statio­
nieren: jede Partei, die in die­
ser Weise Streitkräfte statio­
niert hat, würde auf Ersuchen 
dieses Staates ihre Streitkräfte
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„Berlin muß frei bleiben“
luftbrücken-Feier im Zeichen der Verbundenheit mit den Westalliierten

Berlin (Eigenbericht). Mit zahlreichen Demonstrationen der 
Freundschaft und Verbundenheit zu den drei westalliierten 
Mächten hat Berlin den zehnten Jahrestag der Beendigung der 
Blockade begangen. Überall, wo sich die vielen Ehrengäste im 
Verlauf der Duftbrücken-Gedenkfeiem zeigten, wurden sie von 
den Berlinern lebhaft begrüßt. Höhepunkte waren die Kranz­
niederlegung am Denkmal auf dem Platz der Duftbrücke und 
die Großkundgebung in der Deutschlandhalle, bei der sich die 
Tausende mit den alliierten Politikern, Diplomaten, Generalen 
und Stadtkommandanten im Bekenntnis zur Freiheit Berlins 
angesichts der sowjetischen Bedrohung vereinten.

Auf der Gedenkkundgebung 
in der Deutsehlandhalle beton­
ten der ehemalige amerikanische 
Militärgouverneur Clay, der 
frühere britische Premiermini­
ster Attlee und der ehemalige 
französische Ministerpräsident 
Schuman übereinstimmend, daß 
Westberlin auch in Zukunft frei 
bleiben müsse. Immer wieder 
von Beifall unterbrochen er­
klärte Lucius D. Clay, Berlin 
habe sich einen Ehrenplatz, in 
der freien Welt verdient. Eines 
Tages werde es wieder den ihm 
gebührenden Platz innerhalb 
der westlichen Welt einnehmen. 
Einer der wichtigsten Grund­
sätze, die in den Ost-West-Ver- 
handlungen gewahrt werden 
müssen, sei der Grundsatz, daß 
Berlin frei bleiben müsse. „Die 
Freiheit Berlins ist zum Symbol 
geworden für die Entschlossen­
heit der freien Welt“ , betonte 
Clay unter begeisterter Zustim­
mung der etwa 12 000 Berliner. 
Der ehemalige Militärgouver­
neur verwies darauf, daß die 
Einheit und Zielbewußtheit, auf 
der die Luftbrücke beruht habe, 
die Schaffung der NATO ermög­
lichte. Diese militärische Macht 
sei heute das größte Abschrek- 
kungsmittel, das „der Mensch 
je gegen den Weltkrieg ge­
schaffen hat“.

„Sieg der Freiheit“
Als ein denkwürdiges Ereig­

nis in der Geschichte Berlins 
und Europas bezeichnete der 
frühere britische Premiermini­
ster Attlee die Berliner Blok- 
kade. Ihre Aufhebung sei ein 
Sieg ohne Blutvergießen, ein 
Sieg für die Freiheit gewesen.. 
Wörtlich erklärte Attlee: „Wenn 
die freien Völker der Welt zu­
sammenstehen wie sie vor zehn 
Jahren zusammengestanden ha­
ben, wird ihnen die Freiheit 
erhalten bleiben.“

Der ehemalige französische 
Ministerpräsident Schuman ver­
wies in seiner Rede darauf, daß 
das Statut Berlins nach der 
Blockade erneuert worden sei.; 
Es habe zehn Jahre gehalten. 
Heute scheine alles wieder ein­
seitig und willkürlich in Frage 
gestellt zu werden. „Als Unter­
zeichner des Abkommens von 
1949 im Namen Frankreichs bin 
ich stolz darauf“, erklärte er, 
„Berlin der vollen Verbunden­
heit meines Landes zu ver­
sichern und seines Willens, die 
Integrität Berlins, der Bastion 
der Freiheit in Europa, zu wah­
ren.“ Der frühere französische 
Ministerpräsident unterstrich, 
in Berlin werde das Wesent­
liche „unserer westlichen Kul­
tur“, und zwar für die ganze 
westliche Welt, gerettet werden.

Der Regierende Bürgermeister 
Brandt dankte den anwesenden 
Angehörigen der Opfer der 
Luftbrücke sowie den Fliegern. 
Er begrüßte dann die Ehren­
gäste, unter ihnen Vizekanzler 
Erhard und Bundestagsvizeprä-

Lücke-Plan verabschiede!
Bonn (ap). Den Entwurf eines 

Gesetzes über die Aufhebung 
der Wohnraumzwangswirt- 
schaft, den sogenannten „Lücke- 
Plan“, hat das Bundeskabinett 
verabschiedet. Bundeswoh­
nungsbauminister Lücke beauf­
tragte gleichzeitig die Staats­
sekretäre des Wohnungsbau-, 
des Finanz-, des »Vertriebenen- 
und des Justizministeriums, 
einen Plan über die Räumung 
der Flüchtlingslager in den 
Jahren 1959 bis 1962 auszu­
arbeiten und der Bundesregie­
rung vorzulegen. Einzelheiten 
über das Gesetz will Lücke der 
Öffentlichkeit bekanntgeben.

sident Schmid und erwähnte 
besonders auch den Bürgermei­
ster der Blockadezeit, Friedens­
burg. Berlin habe sich bemüht, 
fuhr Brandt fort, die Lehren 
der Vergangenheit nicht zu ver­
gessen und das ihm entgegen­
gebrachte Vertrauen nicht zu 
enttäuschen. Wörtlich sagte 
Brandt: „Von diesem Weg wer­
den wir uns nicht abbringen, 
zu geistigem Neutralismus nicht 
verleiten und von unseren 
Freunden nicht trennen lassen.“ 
Berlin werde „auch in Zukunft 
nicht in die Knie gehen.“ Der 
Regierende Bürgermeister gab 
bekannt, daß bisher annähernd 
eine Million DM für die Stif­
tung Luftbrückendank gespen­
det worden sei.

Zu Beginn hatte Bundesrats­
präsident Kaisen in Vertretung 
des erkrankten Bundespräsiden­
ten die Grüße von Theodor 
Heuss überbracht. Unter Hin­
weis auf die sowjetische Be­
drohung erklärte Kaisen, die 
Schlüsselstellung Berlins als 
deutscher Hauptstadt sei bis 
heute vom Kreml nicht richtig 
erkannt worden. „Wer Berlin 
angreift, muß erkennen, daß er 
Deutschland angre i f tAl l e  de­
mokratischen Mächte der Welt, 
die sich auf die großen Postu- 
late der freiheitlichen Grund­
rechte beriefen, könnten Berlin 
nicht preisgeben, ohne sich 
selbst preiszugeben.

Die Gedenkkundgebung schloß 
mit der Uraufführung der Kan­
tate „Die Freiheitsglocke“ von 
Gerhard F. Wehle.

Am Abend fand in der Bran­
denburg-Halle des Schöneberger 
Rathauses ein großer Empfang 
statt, zu dem die Stadt Berlin 
geladen hatte. Neben den ame­
rikanischen, französischen und 
britischen Gästen, die sich zum 
Tag der Luftbrücke in Berlin 
eingefunden hatten, waren hohe 
geistliche Würdenträger, Sena­
toren, Politiker aus der Bundes­
republik und rund 700 Persön­
lichkeiten des öffentlichen Le­
bens erschienen. Vorher hatten 
der Regierende Bürgermeister 
Brandt und Vizekanzler Erhard 
in kurzen Ansprachen der Opfer 
der Luftbrücke gedacht, deren 
Angehörige Brandt als die 
„eigentlichen Ehrengäste“ in 
Berlin begrüßte.
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innerhalb einer festgesetzten 
Frist zurückziehen und sich 
verpflichten, ohne die Zustim­
mung der Regierung dieses 
Staates nicht wieder Streit­
kräfte dorthin zu entsenden.

Die Paktsysteme
27. Sollte die gesamtdeutsche 

Regierung beschließen, irgend­
einem Sicherheitspakt beizu­
treten,

a) so könnten besondere Maß­
nahmen getroffen werden in 
bezug auf die Verteilung mili­
tärischer Kräfte und Anlagen 
in dem Gebiet, das den Grenzen 
zwischen einem wiedervereinig­
ten Deutschland und Mitglieds­

staaten eines anderen Sicher­
heitspaktes am nächsten liegt:

b) wären die vier Mächte be­
reit, gemeinsam mit anderen 
Parteien europäischer Sicher­
heitsabmachungen zusätzliche 
gegenseitige Verpflichtungen zu 
übernehmen, insbesondere die 
Verpflichtung zum Einschreiten 
gegenüber einem Angriff;

c) wären die vier Mächte be­
reit, gemeinsam mit anderen 
Parteien der genannten euro­
päischen Sicherheitsabmachun­
gen die Zusicherung abzugeben, 
daß sie ihre Streitkräfte nicht 
über die frühere Demarkations­
linie zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands hinaus vorrücken 
lassen würden.

Vertrag nur  mit Gesamtdeutschland
28. Unter der Voraussetzung, 

daß die auf Stufe I I  für Streit­
kräfte und Rüstungen dar­
gelegten Begrenzungen und Be­
dingungen durchgeführt wor­
den sind, würden die vier 
Mächte ihre Streitkräfte zu­
gleich mit einem entsprechen­
den Abbau der Rüstungen auf 
die folgenden Höchststärken 
weiter herabsetzen: z. B. Ver­
einigte Staaten 2 100 000 und 
UdSSR 2 100 000. Gleichzeitig 
würden gemäß Absatz 15 der 
Stufe I I  Herabsetzungen der 
Streitkräfte und Rüstungen! an­
derer wichtiger Staaten auf 
vereinbarte Höchststärken statt­
finden.

29. Nach erfolgter Feststel­
lung der Einhaltung der ge­
nannten Begrenzungen und un­
ter denselben Bedingungen wür­
den Verhandlungen eingeleitet

werden, um weitere Begrenzun­
gen (z. B. Vereinigte Staaten 
1700 000 und Sowjetunion 
1 700 000) zugleich mit einem 
entsprechenden Abbau der Rü­
stungen zu erzielen. Die 
Höchststärken der Streitkräfte 
und Rüstungen anderer wich­
tiger Staaten würden gleich­
zeitig durch Verhandlungen mit 
diesen festgelegt werden.

30. Die oben vorgesehenen 
Maßnahmen würden mit all­
gemeinen Abrüstungsplänen so 
in Einklang gebracht werden, 
daß sie sich in einen allgemei­
nen Rahmen einfügen.

31, Sämtliche Sicherheitsmaß­
nahmen des Stufenplanes wür­
den in Kraft bleiben, solange 
das Kontrollsystem gilt und 
durchgeführt wird und die 
Sicherheitsbestimmungen erfüllt 
und beachtet werden.

Grenzgänger-Problem wieder akut
Ostberimer Gutachten fordert „konsequente Maßnahmen“

Berlin (Eigenmeldung). Das 
Grenzgängerproblem ist nach 
einer Pause „ von etwa einem 
halben Jahr in Kreisen des 
Ostberliner Magistrats jetzt 
überraschend wieder Diskus­
sionsthema. Von wissenschaft­
lichen Mitarbeitern der Hum­
boldt-Universität wurden Gut­
achten zu dem Thema „Die 
Freie Stadt Westberlin — die 
Wechselstuben-Spekulation und 
das Grenzgängerproblem“ an­

gefordert, die inzwischen teil­
weise vorliegen. In einem dieser 
Gutachten kommt Dr. Hans 
Wemmer (SED), Dozent für 
Finanzwirtschaft an der Hum­
boldt - Universität, zu der 
Schlußfolgerung, daß das Grenz­
gängerproblem nur durch einen 
Austausch der Arbeitskräfte ge­
löst werden könne. Wenn West­
berlin darüber nicht verhandeln 
wolle, blieben nur „konsequente 
Maßnahmen zur Ausschaltung

jeglicher Spekulationen mit der 
sozialistischen deutschen Wäh­
rung“ übrig.

Wirtschaftsfunktionäre der 
SED-Bezirksleitung Berlin er­
klärten hierzu ergänzend, es 
räche sich -heute, daß „wir es 
1949 zugelassen haben, daß 
Bürger unseres Sektors, die in 
Westberlin arbeiten# das dort 
gültige Geld bei uns einführen 
können“. Die Grenzgänger seien 
dadurch zu „legalisierten Wäh­
rungsgewinnlern und Schmugg- 

- lern“ geworden.

Saar-Eingliederang  
am 1. Juli?

Bonn (dpa). Das Saarland 
wird wahrscheinlich bereits am
1. Juli wirtschaftlich in die 
Bundesrepublik rückgegliedert 
werden, obwohl nach dem 
deutsch-französischen Saarver­
trag der 31. Dezember als offi­
zieller Rückgliederungstermin 
gilt.

Wie in Bonn bekannt wurde,, 
wird Bundeskanzler Dr. Ade­
nauer den neuen Saar-Minister­
präsidenten Dr. Röder emp­
fangen, um letzte Einzelheiten 
für den sogenannten „Tag X “ 
zu besprechen. An dem Ge­
spräch wird voraussichtlich auch 
der saarländische Finanzmini­
ster Dr. Schäfer teilnehmen, da 
mit der Eingliederung auch der 
Währungsumtausch im Saarland 
verbunden ist.

Zwischen der Bundesregie­
rung und der französischen 
Regierung wurden seit Monaten 
Besprechungen mit dem Ziel 
geführt, eine vorzeitige Saar- 
Rückgliederung zu erreichen, 
Bonn und Saarbrücken drängen 
darauf, die neuen Saargesetze 
spätestens bis zu den Parla­
mentsferien zu verabschieden* 
In Bonn wird sogar angenom­
men, daß der Rückgliederungs­
termin mit der französischen 
Regierung bereits endgültig 
festgelegt ist, mit Rücksicht 
auf französische Forderungen 
aber noch nicht bekanntgegeben 
wird. Die Franzosen sollen an­
geblich darauf bestehen, das 
Datum des „Tages X “ so kurz­
fristig wie möglich bekannt­
zugeben.
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G ENFER  K O NFERENZ IM  BILDE. Oben: Andrang zum westlichen Friedensplan. 
Dem amerikanischen Delegationsmitglied wurde der Wortlaut aus der Hand gerissen. 
— Unten: Von Fotografen umlagert war Außenminister von Brentano, als er zu einer 

ersten Besprechung mit dem sowjetischen Außenminister Gromyko fuhr.


